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E i n l a d u n g

Sitzung Nr. 11/2011
HFWA Nr. 2/2011

An die Mitglieder
des Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschusses
der Stadt Bornheim

Bornheim, den 03.02.2011

Sehr geehrte Damen und Herren,

zur nächsten Sitzung des Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschusses der Stadt
Bornheim lade ich Sie herzlich ein.
Die Sitzung findet am Donnerstag, 17.02.2011, 9:00 Uhr, im Schulungsaum des
Feuerwehrgerätehauses Bornheim, Königstraße 31, statt.

!!! Bitte nicht auf dem Gelände der Feuerwehr parken !
Das Feuerwehrgelände muss den Mitgliedern der Feuerwehr im Einsatzfall
uneingeschränkt zur Verfügung stehen !

Die Tagesordnung habe ich wie folgt festgesetzt:

TOP Inhalt Vorlage Nr.
Öffentliche Sitzung

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin
2 Einwohnerfragestunde
3 Anregung nach § 24 GO vom 09.10.2010 betr. Behindertentoilette in

der Rheinhalle Hersel
(s. BürgA 16.11.2010, HFWA 25.11.2010, BürgA 03.02.2011)

387/2010-6

4 Anregung nach § 24 GO vom 03.11.2010 betr. Einstellung von
Sitzungsunterlagen auf der Homepage der Stadt Bornheim
(s. BürgA 03.02.2011)

001/2011-1

5 Leasing- und Kaufvertrag über das HallenFreizeitBad zwischen der
Stadt Bornheim und dem Stadtbetrieb Bornheim

010/2011-2

6 Einbau eines Blockheizkraftwerks (BHKW) im Rathaus Bornheim
(s. UmweltA 19.01.2011, 08.02.2011)

011/2011-S
UA/1

7 Einrichtung einer integrativen Lerngruppe an der Europaschule
Bornheim zum Schuljahr 2011/12
(s. ASS 01.02.2011)

028/2011-4

8 Sachstand der Abwicklung von Maßnahmen nach dem
Konjunktur-paket II

072/2011-1

9 Beratung des Stellenplanes 2011
(s. Rat 09.12.2010)

475/2010-1

10 Haushaltssatzung 2011 mit allen Anlagen 024/2011-2
11 Antrag der CDU-Fraktion vom 27.01.2011 betr. Schuldenstand der

Stadt Bornheim / Schuldenuhr
071/2011-2

12 Mitteilungen mündlich
13 Anfrage des OV und stv. AM Stadler vom 26.01.2011 betr. Auskünfte

zum Haushalt 2010
069/2011-2
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14 Anfrage des OV und stv. AM Stadler vom 26.01.2011 betr.
Hundesteuersatzung

070/2011-2

15 Anfragen mündlich

Mit freundlichen Grüßen

(Wolfgang Henseler)
Bürgermeister
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Personalkosten-Entwicklung 
Stadt Bornheim 
Bericht im Rahmen der HH-Planberatungen 2011 

Stand 04.02.2011 

Ö  9
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Der Bürgermeister informiert mit diesem Bericht über den Stand und die Entwicklung im Per-
sonalkosten-Bereich der Stadtverwaltung Bornheim. 

1. Vorbemerkung und Rahmenbedingungen 

Lange Zeit waren die Personalaufwendungen der größte Einzelposten auf der Seite der 
Aufwendungen in den Haushalten der Stadt Bornheim. Ständig und stark steigende Auf-
wendungen für die an den Kreis abzuführende Umlage einerseits und eine verantwor-
tungsvolle Personalbewirtschaftung andererseits haben dazu geführt, dass die Personal-
aufwendungen zum zweitgrößten Einzelposten auf der Aufwandseite des Haushalts der 
Stadt Bornheim „abgestiegen“ sind.  
 
Dies ist auch darin begründet, dass die Stadt Bornheim bereits seit 18 Jahren intensive 
Haushaltskonsolidierung (z.B. durch Auflösung der städtischen Musikschule oder durch 
Ausgliederung der Rettungswache) betreiben muss und der Bereich der Personalkosten 
als großer von der Stadt zu beeinflussender Aufwandsbereich immer im Mittelpunkt von 
Sparbemühungen gestanden hat und auch heute steht. Dabei ist der Aufgabenumfang 
und damit auch der Personaleinsatz in hohem Maße durch den Gesetzgeber vorgegeben. 
In einzelnen Bereichen wie in den Kindertageseinrichtungen mit über 100 Mitarbeitern ist 
sowohl der Umfang als auch die Qualifikation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter durch 
den Gesetzgeber festgelegt.  
 
Der Anteil der Personalaufwendungen an den Gesamtaufwendungen in den letzten Jah-
ren stellt sich wie folgt dar: 

 

Anteil Personalaufwand an Gesamtaufwand
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Personalintensität (Verhältnis Personalaufwand zu ordentlichen Aufwendungen) 
 
 

Jahr Quote Anmerkungen 

2001 28,00%  

2002 27,60%  

2003 28,60%  

2004 27,50%  

2005 27,80% Bildung eigenes Jugendamt 

2006 27,10%  

2007 26,80% Einführung NKF 

2008 22,50% Ausgliederung Stadtbetrieb 

2009 22,80%  

2010 20,20% Erhöhter Sachaufwand durch KP II 

2011 20,50% Erhöhter Sachaufwand durch KP II 

2012 22,00%  

2013 22,10%  

2014 22,10%  

 
 
Das Verhältnis der Personalaufwendungen zu den Gesamtaufwendungen ist in Bornheim 
als günstig anzusehen. Die Aussagekraft solcher [und ähnlicher] Vergleiche ist zu Recht 
umstritten, weil dem Personalaufwand hier nicht die entsprechenden Leistungen gegen-
übergestellt werden. Vor allem nach Ausgliederungen sinkt der Personalkostenaufwand 
sehr stark, ohne dass der Gesamthaushalt i. d. R. dadurch wesentlich entlastet würde 
[Umwandlung von Personal- in Sachkosten]. Beispielsweise die Ausgliederung der Stel-
len in den Kindertageseinrichtungen würde die Personalkostenquote erheblich senken, 
ohne dass tatsächlich haushaltsmäßige Einsparungen zu erzielen wären.  
 
In Ihrem Bericht über die überörtlichen Prüfung der Stadt Bornheim im Jahre 2008 stellt 
die Gemeindeprüfungsanstalt – GPA – bei der Gegenüberstellung der Personalausgaben 
je Einwohner im interkommunalen Vergleich fest, ….“dass die Stadt Bornheim mit 334 
EUR (Anmerkung: je Einwohner) nahe beim Minimumwert (331 EUR) liegt. Der Wert ist 
durch die Einwohnerzahl positiv beeinflusst, da diese im oberen Drittel des Prüfsegments 
(25.- 60.000 Einwohner) liegt.“ In einer – alternativen -  Personalkostenbetrachtung bildet 
die Stadt Bornheim mit 260 EUR je Einwohner sogar das Minimum (PE-12). Im interkom-
munalen Vergleich der Ist-Stellen je 1.000 Einwohner „liegt die Stadt Bornheim mit ihrer 
Personalquote (6,69) für das Jahr 2006 beim Minimum (6,36) der verglichenen Kommu-
nen.“ Das Mittel betrug bei dieser Betrachtung 8,19, das Maximum 9,37. 
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Hinweis: In der untersten Zeile ist die Zahl der von der GPA in den Vergleich einbezoge-
nen Kommunen eingetragen. Bornheim ist eine der beiden Kommunen in der Spalte 2. 
 
 
 
Trotz dieser im interkommunalen Vergleich günstigen Situation gebietet die seit Jahren 
defizitäre Haushaltssituation nach wie vor eine restriktive Personalbewirtschaftung.  
Im Rahmen der Haushaltsplanberatungen 2010 hat der Rat der Stadt Bornheim daher ei-
ne jährliche Personalkosteneinsparung in Höhe von ca. 150.000 EUR beschlossen; Basis 
sind die ursprünglichen Planzahlen des Haushaltsentwurfs 2010. Ausgenommen sind die 
Bereiche Kindertagesstätten und Hausmeister an Schulen. 
 
Im Folgenden werden die Entwicklungen der Personalaufwendungen und die bereits er-
griffenen sowie die noch durchzuführenden Maßnahmen dargestellt. Dabei ist darauf hin 
zu weisen, dass bestimmt Personalaufwendungen nicht oder nur sehr bedingt beeinflusst 
werden können, wie etwa Pensionsrückstellungen, Rückstellungen für Altersteilzeit oder 
sonstige Sozialabgaben. 
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Personalaufwendungen 2009 bis 2011 
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2. Darstellung Vergleich Stellenplan 2010 mit Stellenplan 2011 (Um-

rechung Stellenplan 2010 auf Vollzeitstellen) 

Erstmals zum Haushalt 2011 wurde ein Entwurf des Stellenplans beigefügt, der auf der 
Basis einer Vollzeitberechnung erstellt wurde. Dies war eine Forderung der GPA, die da-
mit erfüllt ist. Vollzeitberechnung bedeutet, Teilzeitanteile von Stellen werden dargestellt 
und zu vollen Stellen addiert.  
Zur Herstellung der Vergleichbarkeit der Stellenpläne 2010 und 2011 wurde der Stellen-
plan 2010 vollzeitberechnet. Die Berechnung ist in nachfolgenden Tabellen dargestellt.  
Die Differenz 2010 zu 2011 ergibt sich daraus, dass bei der Umrechnung die tatsächli-
chen Verhältnisse – beispielsweise durch den Vergleich mit vorliegenden Arbeitsverträ-
gen/ bei Beamten mit den Freistellungsverfügungen – genau ermittelt wurden. Dabei er-
gab sich für 2011 ein Stellenbedarf, der ca. 9 Stellen unter dem von 2010 lag. Auf die Fi-
nanzierung wirkt sich das nicht aus, da die Stellen in der Vergangenheit aufgrund des an-
deren Systems bei Teilzeitbeschäftigungen nicht voll finanziert waren. 

 
Stellenplan Teil B: Tariflich Beschäftigte  

        
Entgeltgruppe Zahl der Stel-

len 2011 
Zahl der 

Stellen 2010
Bei Verrechnung Voll-
zeit 
 2010 

15 1,00 1 1 
14 4,46 5 4,46 
13 1,00 1 1 
12 10,77 12 11,77 
11 15,07 15 15 
10 10,64 9 8,64 
9 24,90 26 24,9 
8 30,32 34 31,12 
6 34,23 38 35,02 
5 17,63 20 18,01 
4 0,73 4 2,87 
3 4,00 7 4,97 
2 0,78 3 2,25 

S17 0,88 1 0,88 
S15 2,84 3 2,68 
S14 6,00 6 6 

S13a 4,77 4 3,9 
S13 1,00 1 1 

S12a 1,73 0 0 
S12 1,50 0 0 

S11a 5,50 7 6,39 
S11 4,50 6 6 
S10 2,85 5 4,87 
S07 1,00 1 1 
S06 48,83 52 45,28 
S03 20,03 31 26,63 

Insgesamt 256,96 292 265,64 
 
. 
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Stellenplan Teil A: Beamte    
      

Zahl der Stellen 2011  
Verrechnung

 Vollzeit 
Laufbahngruppe BesGr 

insgesamt
davon 

ausgesondert 
Stellen 
 2010 2010 

Beamte auf Zeit A16 1,00 0,00 2 2 
  B6 1,00 1,00 1 1 
  B2 1,00 1,00 1 1 
    3,00 2,00 4,00 4,00 

höherer Dienst A13 1,00 0,00 1 1 
  A14 3,37 0,00 5 4,37 
  A15 3,00 1,00 2 2 
  A16 2,00 1,00 2 2 
    9,37 2,00 10,00 9,37 

gehobener Dienst A9 1,00 0,00 2 1,88 
  A10 14,98 0,00 19 15,14 
  A11 4,87 0,00 7 5,59 
  A12 9,11 0,00 11 9,43 
  A13gD 3,00 0,00 3 3 
    32,96 0,00 42,00 35,04 

mittlerer Dienst A7 1,00 0,00 2 2 
  A8 5,15 0,00 6 4,17 
  A9mD 4,61 0,00 5 3,86 
    10,76 0,00 13,00 10,03 

Insgesamt   56,09 4,00 69,00 58,44 
 

3. Vorgaben zur Personalbewirtschaftung 

Der Innenminister des Landes Nordrhein-Westfalen hat in seinem Leitfaden zur Haushaltssi-
cherung vom 06.03.2009 Prüfpunkte zur Konsolidierung der Personalkosten festgelegt. 
Hieraus wurde ein Fragebogen entwickelt, der bei absehbar freiwerdenden Stellen zur Bear-
beitung an die betroffenen Fachbereiche gesendet wird.  
 
Die Fachbereiche haben hierbei folgende Fragestellungen zu beantworten: 
 
a. Können Aufgaben ganz oder teilweise entfallen? (Ausführliche Analyse erforderlich. Hin-

weise auf Pflichtaufgabe reichen nicht aus !) 
b. Sind Absenkungen bei den Leistungsstandards möglich? (Auswirkung ist darzustellen.) 
c. Können die Aufgaben auf andere Mitarbeiter verlagert werden? 
d. Kann durch Technikeinsatz Personalaufwand minimiert werden? (Darstellung der Prüfung 

und Ergebnisse.) 
e. Wurden die Arbeitsabläufe auf Optimierungspotenziale hin untersucht? (Darstellung der 

Untersuchung und Ergebnisse.) 
f. Können Aufgaben im Rahmen interkommunaler Zusammenarbeit ganz oder teilweise 

erledigt werden? (Darstellung der Prüfung und Ergebnisse.) 
g. Können die Aufgaben ganz oder teilweise an externe Dienstleister ausgelagert werden? 

(Darstellung der Prüfung und Ergebnisse.) 
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4. Personalbestandsentwicklung 

Personalfluktuation durch Eintritt in den Ruhestand/ die Rente 
 
Weiteres Einsparpotential könnte sich in den nächsten Jahren durch die absehbare Fluktuati-
on wegen Eintritt in den Ruhestand/ die Rente ergeben. Diese sind: 
 

Eintritt in Rente / Pension Summe 2011 2012 2013 2014 2015 

Mittlerer Dienst 5,00  1,00 3,00 1,00   
Gehobener Dienst 10,78 2,00 1,78 3,00 3,00 1,00 
Höherer Dienst 3,00 1,00  1,00 1,00   

 
Wenn diese Stellen frei werden, erfolgt die unter Punkt 3 dargestellte intensive Prüfung. Auf-
grund der gemachten Erfahrung und im Hinblick auf die knappe Personalausstattung kann 
von einer weiteren und vor allem dauerhaften Stelleneinsparung im o.a. Umfang nicht ausge-
gangen werden. Im Jahr 2010 (siehe Vorlage 470/2010-2) konnte durch die konsequente 
Anwendung von Wiederbesetzungssperren ein bedeutendes Einsparergebnis erzielt werden; 
dies ist nach hiesiger Einschätzung auch in den Folgejahren erreichbar. Das hängt aber ganz 
maßgeblich davon ab, inwieweit Aufgaben und / oder deren Standards weiter reduziert wer-
den können. Dabei ist jeder Einzelfall genau zu untersuchen. 
 
Personalfluktuation aus sonstigen Gründen 
 
Darüber hinaus könnten auch Personalabgänge aus anderen Gründen, beispielsweise wegen 
Wechsel des Arbeitgebers/ Dienstherrn, Dienstunfähigkeit usw. berücksichtigt werden. Die 
Fluktuation betrug: 
 
2007: 3 Mitarbeiterinnen/ Mitarbeiter 
2008. 3 Mitarbeiterinnen/ Mitarbeiter  

2009: 3 Mitarbeiterinnen/ Mitarbeiter 
2010: 7 Mitarbeiterinnen/ Mitarbeiter. 

 
Diese Fluktuation bleibt bei der Berechnung aber außer Betracht, da die in den letzten Jahren 
eingestellten Auszubildenden (i.d.R. 3 pro Jahr) zur Sicherung des Personalnachwuchses – 
vor allem im Hinblick auf den infolge des demografischen Wandels allgemein erwarteten 
Fachkräftemangel – nach der Ausbildung übernommen wurden bzw. werden. 

5. Weitere Konsolidierungsmaßnahmen im Bereich der Personal-
kosten 

Der Rat hat zum Haushaltsplan 2010 einen Konsolidierungsbeitrag im Bereich der Personal-
kosten auch für die Folgejahre des Haushaltssicherungskonzeptes beschlossen. Erreicht 
werden soll dieser Konsolidierungsbeitrag vor allem durch eine Nichtbesetzung oder verzö-
gerte Wiederbesetzung freier und zukünftig frei werdender Planstellen.  
 
Ergänzend wird bei jeder freiwerdenden Stelle die Aufbau- und Ablauforganisation überprüft 
und auf Möglichkeiten der Verbesserung von Effektivität und Effizienz untersucht.  
 
Im Rahmen dieser Untersuchungen und Überprüfungen sind für 2010/ 2011 bereits die in der 
Anlage erläuterten personalwirtschaftlichen Entscheidungen getroffen worden.  
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6. Auswirkungen weiterer Personalkostenreduzierung auf die Auf-
gabenerfüllung 

Wie oben dargestellt, wird bei freiwerdenden Stellen ein umfangreicher Prüfungsmechanis-
mus in Gang gesetzt. Am Ende der Prüfung steht in jedem Fall ein Ergebnis, welches unter 
Beachtung aller Aspekte für den jeweiligen Einzelfall eine verantwortbare Entscheidung emp-
fiehlt. Bislang konnte in allen Fällen ein gewisses Einsparpotential umgesetzt werden. Die 
Erfahrung in den letzten Monaten hat aber auch gezeigt, dass die Spielräume immer enger 
werden und im Interesse einer korrekten Aufgabenerfüllung auf einem niedrigen und noch 
verantwortbaren Niveau nicht auf Dauer Personalkapazitäten abgebaut werden können. In 
vielen Bereichen ist die Grenze möglicher Konsolidierung eindeutig erreicht. Weiterer Abbau 
kann hier nicht verantwortet werden. 
 
Auch so genannte freiwillige Aufgaben wurden infolge der Haushaltssituation immer weiter 
zurückgeführt. Dabei ist festzustellen, dass soziale, wirtschaftliche und kulturelle Aufgaben 
zur Daseinsvorsorge gehören und daher vielfach auch als pflichtige Aufgaben zu definieren 
sind (siehe auch § 8 GO NRW), obwohl sie expressis verbis nicht speziell vorgeschrieben 
sind. So hält der Bürgermeister beispielsweise die Beibehaltung der städtischen Bücherei und 
des Hallenfreizeitbads in einer Stadt wie Bornheim aus der Verantwortung für die Daseins-
vorsorge zugunsten der Bürgerinnen und Bürger für unumgänglich. Größeres Personalein-
sparpotential lässt sich jedenfalls im Bereich freiwilliger Aufgaben nicht feststellen. Das finan-
zielle Volumen für freiwillige Aufwendungen beträgt ca. 500.000 EUR und damit etwa 0,6 % 
(!) der Gesamtaufwendungen im Haushalt der Stadt Bornheim. Der Anteil der freiwilligen Auf-
gaben an den Gesamtaufgaben wird sich in ähnlicher Größenordnung bewegen. 
 
Als Ergebnis kann festgehalten werden, dass die derzeitige Personalausstattung die Erfüllung 
der derzeitigen Aufgaben sicher stellt.  

7. Auswirkung zusätzlicher Aufgaben auf die Stellensituation und 
die Personalkostenentwicklung  

Das von Kommunalverwaltungen zu erledigende Aufgabenspektrum ist nicht statisch und 
einem ständigen Wandel unterworfen. Neue Aufgaben entstehen, andere können zurück ge-
führt werden. Auch die Qualität und Intensität bestimmter Aufgaben verändern sich. Teilweise 
ist dies steuerbar, teilweise besteht aber keine Einwirkungsmöglichkeit. So ist beispielsweise 
bei der nach wie vor zu erledigenden Aufgabe „Ausgabe von Personalausweisen“ aufgrund 
des von ca. 2 Minuten auf ca. 20 Minuten gestiegenen Beratungsbedarfs gegenüber den 
Bürgern ein höherer Personaleinsatz erforderlich (siehe dazu auch Vorlage 469/2010-1). Dies 
wird im konkreten Fall dadurch kompensiert, dass für Antragsteller höhere Wartezeiten ent-
stehen und Service an anderer Stelle zurückgeführt werden muss. 
 
Die Auswirkung neuer Aufgaben oder Aufgaben, die eine größere Intensität der Bearbeitung 
erfordern,  auf die Stellensituation und damit auf die Personalkosten hängt also davon ab,  ob 
Kompensation durch Aufgabenwegfall an anderer Stelle oder durch veränderte Ablauf und 
Aufbauorganisation möglich ist (s.o.). Ist dies nicht möglich, ist eine Personalaufstockung 
unumgänglich. Bei völlig neuen Aufgaben ist derzeit davon auszugehen, dass dies mit vor-
handenem Personal nicht erledigt werden kann (so Support für EDV-Anlagen in Schulen). 
 
8. Personalentwicklungskonzept 
 
Personalentwicklung wird durch die Kommunale Gemeinschaftsstelle (KGSt) wie folgt defi-
niert: 
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„Personalentwicklung ist ein – überwiegend langfristig ausgerichteter Prozess, der darauf 
abzielt, das Leistungs- und Lernpotential von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu erkennen, 
zu erhalten und in Abstimmung mit dem Verwaltungsbedarf verwendungs- und entwicklungs-
bezogen zu fördern.“ 
Sie ist die ständige Anpassung des Personals an neue Herausforderungen, Aufgaben und 
Situationen durch systematisch gestaltete Prozesse. Personalentwicklung befindet sich in 
einem kontinuierlichen Veränderungsprozess, indem sie sich mit wechselnden Prioritäten 
auseinandersetzt und die Ziele sowie die zur Zielerreichung eingesetzten Maßnahmen und 
Instrumente stetig überprüfen und anpassen muss. 
 
Die Stadtverwaltung Bornheim befindet sich in der Erarbeitung eines solchen Personalent-
wicklungskonzeptes, dass nach Abschluss des Verwaltungsabstimmungsprozesses mit der 
Personalvertretung abgestimmt wird. Der Bürgermeister wird den zuständigen Fachaus-
schuss nach Abschluss des Verfahrens über das Personalentwicklungskonzept informieren. 
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Anlage Einzelmaßnahmen zur Personalkostenreduzierung 2010/2011 
 
Geschäftsbereichsleiter 
Tageseinrichtungen 

AG-Wechsel Verzögerte Nachbesetzung FB 4 
Frei ab 03/2010 bis 04/2010 
Nachfolge am 01.05.2010 

Kämmerer Fristablauf 
Beamter auf Zeit 

Verzögerte Nachbesetzung FB 2 
Frei ab 04/2010 bis 06/2010 
Nachfolge 07/2010 (B 3 / A 15) 

Geschäftsbereichsleiter 
Personenstand 

Dienstunfähigkeit Stelle entfallen FB 5 
ab 05/2010 
Zusammenfassung GB Personenstand und Bür-
gerbüro 

Sachbearbeiter Tiefbau Dienstunfähigkeit Aktive Wiederbesetzungssperre FB 9 
Frei seit 05/2010 

Sachbearbeiter 
-Wirt. Jugendhilfe 
-Gebäudewirtschaft  

 Aktive Wiederbesetzungssperre FB 4  
100% ab 05/2010 bis 09/2010 
50% seit 10/2010 
Umsetzung zum 01.10.10 mit 20,5 Stunden auf 
Vollzeitstelle 
 
Aktive Wiederbesetzungssperre FB 6 
Frei seit 10/2010 
Freigewordene 15 Stunden-Stelle bei GB 6.3 s.o. 

Sachbearbeiter Steuern  Aktive Wiederbesetzungssperre FB 2 
Frei seit 09/2010 
Elternzeit vom 10.09.10 bis 13.06.11, Stelle wird 
nicht nachbesetzt. Ab 2011 in Pool-
Erziehungsurlaub. 

Sachgruppenleitung Ju-
gendarbeit. 

AN-Kündigung Aktive Wiederbesetzungssperre 
Frei seit 01/2011 
FB 4 

Leiter EDV Dienstunfähigkeit Aktive Wiederbesetzungssperre 
FB 1 
Frei seit 01/2011 

Sachbearbeiter Bürgerbüro Zuweisung ARGE Verzögerte Nachbesetzung FB 5 
Frei 01/2011 bis 06/2011 
Nachbesetzung Azubi ab 07/2011 

Fachbereichsleitung Ju-
gendamt 

AG-Wechsel Wiederbesetzungssperre (Zeitraum noch in der 
Prüfung) 
Frei ab 03/2011 

Sachbearbeiter Senioren-
planung 

 Aktive Wiederbesetzungssperre FB 5 
Frei seit 02/2011 
Elternzeit vom 04.02. bis 06.12. 2011, die Stelle 
bleibt in der Zeit unbesetzt (15 Std.). 

Sachbearbeiter 
Tagespflege 

 Verzögerte Besetzung mit Vertretung im Rahmen 
Schwangerschaft/Elternzeit FB 4 
Frei seit 05/2010 
Beschäftigungsverbot ab 05/2010 
Elternzeit 10.02.11 – 31.08.12, Stelle wird jetzt 
ausgeschrieben. 

Stabsstelle Umwelt und 
Agenda 

 Stundenreduzierung  
- 5 Stunden  

Sachbearbeiter Straßenver-
kehr 

 Stundenreduzierung  
- 5 Stunden ab 01/2011 

Sachbearbeiter 
Bauverwaltung 
-Baugenehmigungen 

 Aktive Wiederbesetzungssperre FB 6 
Frei seit 02/2011 
Elternzeit 21.02.11 – 13.01.12.  
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Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 17.02.2011
Rat 24.02.2011

öffentlich Vorlage Nr. 024/2011-2

Stand 23.12.2010

Betreff Haushaltssatzung 2011 mit allen Anlagen

Beschlussentwurf Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss:
Der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen:

siehe Beschlussentwurf Rat

Beschlussentwurf Rat:
Der Rat

1. beschließt, den Entwurf der Haushaltssatzung 2011 wie folgt zu ändern:
..............
..............

2. beschließt die Haushaltssatzung 2011 mit allen Anlagen sowie die
Prioritätenliste unter Berücksichtigung der beschlossenen und redaktionellen
Änderungen.

Sachverhalt:
Der Rat hat in seiner Sitzung am 09.12.2010 den Entwurf der Haushaltssatzung 2011 zur
weiteren Beratung an die Fachausschüsse und den Haupt-, Finanz- und
Wirtschaftsausschuss verwiesen.

Ö  10
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Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 17.02.2011

öffentlich Vorlage Nr. 071/2011-2

Stand 01.02.2011

Betreff Antrag der CDU-Fraktion vom 27.01.2011 betr. Schuldenstand der Stadt
Bornheim / Schuldenuhr

Beschlussentwurf:
Der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss nimmt die Ausführungen des Bürgermeisters
zur Kenntnis.

Sachverhalt:
Die CDU-Fraktion stellt den beigefügten Antrag vom 27. Januar 2011 mit dem Ziel, die
finanziellen Probleme der Stadt transparent darzustellen. Hierzu soll für jede Bürgerin und für
jeden Bürger auf der Startseite der städtischen Internetseite die aktuelle Verschuldung des
Konzerns „Stadt Bornheim“ in Form einer Schuldenuhr aufgezeigt und damit eine größere
Sensibilisierung erreicht werden.

Der Bürgermeister nimmt zu dem Antrag wie folgt Stellung:
1. Der Konzerngedanke wird im Rahmen des Neuen Kommunalen Finanzmanagements

(NKF) erstmalig im Wege der Aufstellung eines Gesamtabschlusses umgesetzt. Bis zu
diesem Zeitpunkt liegen Konzerninformationen noch nicht vor.

2. Die Bereitstellung der gewünschten Informationen zur Verschuldung kann daher
sinnvoll zum jetzigen Zeitpunkt nur differenziert nach städtischem Haushalt,
Eigenbetrieben, Anstalt des öffentlichen Rechts und privatrechtlicher Beteiligung
erfolgen. Diese Informationen sind aktuell im Internet veröffentlicht. Der direkte Zugriff
auf diese Informationen ist durch einen entsprechenden Link auf der Startseite des
städtischen Internets sichergestellt. Im Zuge der Erstellung der Jahresabschlüsse wird
das Zahlenmaterial sukzessive ergänzt.

3. Bei der im Antrag angegebenen Internetadresse, die zum Vorbild genommen werden
könnte, handelt es sich nicht um die Internetseite der Stadt Weinsberg sondern um die
Internetseite einer politischen Partei.

4. Die Einrichtung einer Schuldenuhr im Internet ist ohne externen Dienstleister nicht
möglich. Damit einhergehende Aufwendungen haben freiwilligen Charakter.

Der Bürgermeister schlägt vor, insbesondere in Anbetracht der Kosten und der Freiwilligkeit
der Maßnahme, die Darstellung einer Schuldenuhr auf der städtischen Internetstartseite
nicht vorzunehmen. Stattdessen sollen die Informationen in differenzierter Form auf den
städtischen Internetseiten dargestellt und über einen Link auf der Startseite unmittelbar
abgerufen werden können.

Ö  11
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Harald Stadler 

                
 

                           Bornheim, den 26. Januar 2011 
Pützweide 9 

Telefon: 02222-1832 
E-Mail: stadler-bornheim@t-online.de 

 
Stadt Bornheim 
Herrn Bürgermeister 
Wolfgang Henseler 
Rathausstraße 2 
 
53332  BORNHEIM 
 
 

Anfragen, gemäß § 19 der GO des Rates, für die nächste Finanzausschuss-
Sitzung am 17. Februar 2011, 
hier:  Auskünfte zum Haushalt 2010 

 
 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Henseler, 
 
am 31. Dezember endete das Haushaltsjahr 2010. Zur Beratung des Haushaltes 2011 wäre 
es hilfreich folgende Haushaltsdaten des Jahres 2010 zu erfahren. 
 

� Wie hoch war die Summe der Investitionskredite zum Jahresende 2010? 
 

� Wie hoch war die Summe der Liquiditätskredite zum Jahresende? 
 

� Wie hoch waren die ordentlichen  und außerordentlichen Erträge in 2010? 
 

� Wie viel Eigenkapital hatte die Stadt Bornheim zum Jahresende 2010? 
 

� Wie viel Vermögenserlöse konnte die Stadt Bornheim im Jahre 2010 durch den 
Verkauf von Immobilien erzielen? 

 
� Wozu ist diese Summe verwendet worden? 

 
� Wie hoch waren die Gewerbesteuereinnahmen im Jahre 2010? 

 
� Wie hoch waren die Einnahmen durch die Grundsteuer A und B 

 
� Wie viel Euro wurden der Stadt Bornheim 2010 als Investitionspauschale vom 

Land NRW tatsächlich ausgezahlt? 
 

� Wenn weniger als im HP-Entwurf  2010 angegeben, warum? 
 

� Wie hoch ist, nach dem vorläufigen Haushaltsabschluss 2010, der  voraus-
sichtlichen Fehlbetrag des Jahres 2010? 

 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 

Harald Stadler 

Ö  13
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Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 17.02.2011

öffentlich Vorlage Nr. 069/2011-2

Stand 28.01.2011

Betreff Anfrage des OV und stv. AM Stadler vom 26.01.2011 betr. Auskünfte zum
Haushalt 2010

Sachverhalt:
Die mit Schreiben vom 26. Januar 2011 von Herrn Ortsvorsteher und Ratsmitglied Stadler im
Rahmen des § 19 GO NRW gestellten Fragen beantwortet der Bürgermeister nachstehend.
Er weist jedoch ausdrücklich darauf hin, dass die Antworten unter dem Vorbehalt noch nicht
abgeschlossener Jahresabschlussarbeiten für das Haushaltsjahr 2010 gegeben werden.
Insofern sind Änderungen, die sich beispielsweise aus Gründen der Bewertung des
Anlagevermögens oder durch Rückstellungsbildungen ergeben, nicht auszuschließen.

1. Wie hoch war die Summe der Investitionskredite zum Jahresende 2010?

Die Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen betragen zum 31.12.2010 rd. 77,5
Mio. Euro.

2. Wie hoch war die Summe der Liquiditätskredite zum Jahresende 2010?

Die Kredite zur Liquiditätssicherung betragen zum 31.12.2010 rd. 22,5 Mio. Euro.

3. Wie hoch waren die ordentlichen und außerordentlichen Erträge in 2010?

Die ordentlichen Erträge betragen – vorbehaltlich noch nicht abgeschlossener
Jahresabschlussarbeiten – rd. 69,4 Mio. Euro.
Außerordentliche Erträge – definiert als selten, ungewöhnlich und von wesentlicher
Bedeutung – sind nicht angefallen.

4. Wie viel Eigenkapital hatte die Stadt Bornheim zum Jahresende 2010?

Das städtische Eigenkapital unterliegt Veränderungen, welche insbesondere durch
das jährlich auszuweisende Ergebnis hervorgerufen werden. Da die
Jahresabschlüsse für die Jahre 2007 bis einschließlich 2010 noch nicht abschließend
erstellt und die Ergebnisse noch nicht testiert sind, ist eine verbindliche Aussage zum
Stand des Eigenkapitals zum 31.12.2010 derzeit nicht möglich.

5. Wie viel Vermögenserlöse konnte die Stadt Bornheim im Jahre 2010 durch den
Verkauf von Immobilien erzielen?

Die Einzahlungen aus der Veräußerung von Sachanlagen (Grundstücke, Gebäude,
bewegliche Sachen des Anlagevermögen) betragen in 2010 rd. 1,2 Mio. Euro.

Ö  13
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6. Wozu ist diese Summe verwendet worden?

Die Summe der Ein- und Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit führt im Saldo zu
einem Überschuss in Höhe von rd. 900.000 Euro. Dieser dient zusammen mit dem
Überschuss aus der laufenden Verwaltungstätigkeit zur Deckung der Auszahlungen
aus der Finanzierungstätigkeit.

7. Wie hoch waren die Gewerbesteuereinnahmen im Jahre 2010?

Die Erträge aus Gewerbesteuer betragen in 2010 rd. 12,1 Mio. Euro.

8. Wie hoch waren die Einnahmen durch die Grundsteuer A und B in 2010?

Die Erträge aus Grundsteuer A betragen in 2010 rd. 192.000 Euro, die aus
Grundsteuer B rd. 6,1 Mio. Euro.

9. Wie viel Euro wurden der Stadt Bornheim 2010 als Investitionspauschale vom
Land NRW tatsächlich gezahlt?

Die Investitionspauschale nach § 16 Abs. 2 GFG 2010 wurde zuletzt mit Bescheid
vom 20.12.2010 auf 1.144.841,02 Euro festgesetzt. Diese Mittel sind in 2010 auch
tatsächlich gezahlt worden.

10. Wenn weniger als im Haushaltsplanentwurf 2010 angegeben, warum?

Die tatsächlich gezahlte Investitionspauschale 2010 ist aufgrund des Nachtrags zum
GFG 2010 höher als geplant.

11. Wie hoch ist, nach dem vorläufigen Haushaltsabschluss 2010, der
voraussichtliche Fehlbetrag des Jahres 2010?

Das vorläufige Ergebnis lässt – vorbehaltlich der noch durchzuführenden
Jahresabschlussarbeiten – für 2010 einen Fehlbetrag in einer Größenordnung von rd.
8 Mio. Euro erwarten.

Anlagen zum Sachverhalt
Anfrage vom 26.01.2011
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Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 17.02.2011

öffentlich Vorlage Nr. 070/2011-2

Stand 28.01.2011

Betreff Anfrage des OV und stv. AM Stadler vom 26.01.2011 betr. Hundesteuersatzung

Sachverhalt:
Die mit Schreiben vom 26. Januar 2011 von Herrn Ortsvorsteher und Ratsmitglied Stadler im
Rahmen des § 19 GO NRW gestellten Fragen beantwortet der Bürgermeister wie folgt:

1. Wie viele Hunde im Stadtgebiet fallen nach Änderung der Hundessteuersatzung
unter den Begriff "Kampfhunde"?

Zum erhöhten Steuersatz nach § 2 der Hundessteuersatzung für gefährliche Hunde
werden derzeit 11 Hundehalter veranlagt. Für sonstige im Stadtgebiet gehaltene
gefährliche Hunde im Sinne von § 2 der Hundesteuersatzung haben die Hundehalter
jeweils den Nachweis erbracht, dass eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit nicht
zu befürchten ist. Aufgrund dieses Nachweises sind diese Hunde nicht mit dem
erhöhten Steuersatz zu belegen.

2. Wurde bei der Erfassung überprüft, ob die Besitzer dieser Hunde die Tiere
artgerecht halten und zur Führung von Kampfhunden geeignet sind?
Wenn nein, warum nicht?

Das Halten von gefährlichen Hunden nach § 3 Landeshundegesetz (LHundG NRW)
sowie von Hunden bestimmter Rassen nach § 10 LHundG NRW bedarf gemäß § 4
LandHG NRW der Erlaubnis der örtlichen Ordnungsbehörde. Eine Erlaubnis kann nur
erteilt werden wenn, die Person
 das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat
 die erforderliche Sachkunde und Zuverlässigkeit besitzt
 in der Lage ist, den Hund sicher an der Leine zu halten und zu führen
 sicherstellt, dass die der Ausbildung, dem Abrichten oder dem Halten

dienenden Räumlichkeiten, Einrichtungen und Freianlagen eine
ausbruchsichere und verhaltensgerechte Unterbringung ermöglichen

 den Abschluss einer besonderen Haftpflichtversicherung und
 die fälschungssichere Kennzeichnung des Hundes nachweist.

Für alle im Rahmen der Hundesteuerveranlagung als gefährlich eingestuften Hunde
wurde eine Erlaubnis nach § 4 LHundG NRW erteilt. Darüber hinaus findet bei
Vorliegen konkreter Anhaltspunkte eine Überprüfung der Haltungskriterien durch das
Veterinäramt des Rhein-Sieg-Kreises als für den Tierschutz zuständige Behörde statt.

3. Mit Schreiben vom 29. Juni 2010 hatte ich um Auskunft gebeten, ob die Stadt
Bornheim gegen einen Hundehalter und den Hundeführer etwas unternimmt,
dessen Hund sich schon mehrfach aggressiv gegen Menschen verhalten und
mit Bissattacken Menschen verletzt hat. Da bis heute von Ihrer Seite keine
Antwort auf mein Schreiben erfolgte, bitte ich nun um eine Antwort im
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Ausschuss auf die im Schreiben vom 29.06.2010 gestellte Fragen und
geäußerte Bitte, ggf. im nichtöffentlichen Teil der Sitzung.

Von einer schriftlichen Beantwortung wurde abgesehen, da der im Schreiben vom
29.06.2010 geschilderte Sachverhalt am 13.07.2010 telefonisch (einvernehmlich,
zunächst abschließend) erörtert wurde. Ordnungsbehördliche Maßnahmen wurden
gegen den Halter des Hundes in der Vergangenheit eingeleitet und durchgesetzt.

4. Warum hat die betroffene Bürgerin bis heute keine Antwort auf ihre Eingabe
vom 25. Juni 2010 von der Stadt Bornheim erhalten?

Der Beschwerdeführerin wurde am 20.07.2010 telefonisch mitgeteilt, dass die
Personalien des Hundeführers anlässlich des Beißvorfalls vom 23.06.2010 an die
Polizeiwache Bornheim zur Weiterverfolgung der erstellten Strafanzeige
weitergeleitet worden sind. Ferner wurde Sie über die beabsichtigten
ordnungsrechtlichen Maßnahmen informiert. Eine schriftliche Mitteilung wurde nicht
mehr gefertigt, da die Beschwerdeführerin am weiteren Verfahren nicht mehr zu
beteiligen war. Über das Ergebnis der von der Beschwerdeführerin erstatteten
Strafanzeige liegen dem Bürgermeister keine Informationen vor.
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